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Ansuchen des Papstes entsprechen.Konfliktberatung: Lehmann unterstrich In Lingen er
die 1M Vergleich ZA00 bisherigen era-
tungsnachweis srundsätzlic. andereCZ entsche1idet der aps Qualität des „Beratungs- und ılfepla-
“  NES der 11U beıides ermöglıchen soll,
nämlich 1mM staatlıchen Beratungssy-
stem Jeiben und den spezifischenAuch nach der Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz Ende Februar hleibt

offen, ob sıch dıe katholısche: Beratungsstellen weıterhıin der gesetzlichen Pflicht- Auftrag der Kırche für den Lebens-
beratung In Schwangerschaftskonflikten beteiligen. Die überwiegende ehrheı der schutz noch besser profiheren.
ischöfe hat sıch aber für das odell eiInNeSs „Beratungs- und ılfeplanes” und damıt
auch für den erbpiel IMN der gesetzlıchen Pflichtberatung ausgesprochen. Auch WCNN, Lehmann, dem „Bera-

SS- und Hılfeplan ” nach wWwI1e VOT

Man habe miteinander9Nal len verzıichten. Zugleich hatte die Mängel anhafteten, diene doch eıner
aber beieinander geblieben, bılanzıerte deutschen Bischöfe gemahnt, „Wirkungs- eindeutigeren Qualifizierung des 1els
der Vorsitzende der Deutschen Bı- voll“ der Beratung hılfesuchender der eratung un: des Nachweises Z
schofskonferenz, Bischof arl Lehmann, Frauen prasent leiben Lebenserhal Ausdrücklich betonte
dıe mıt Spannung erwarteten Beratun- Lehmann auch dıe Erweıterung der
gCN der Vollversammlung über den DIe Vollversammlung Ende ebruar recCc  TGMHNEN Dimension un Funktion
erble1 der katholischen Einrichtun- traf über den erxblile1 In der gesetzlı- des Beratungsnachweises: Miıt der
SCHl In der gesetzlichen Schwanger- chen Pfiüchtberatung keine definıtive auf dem Hılfeplan dokumentierten
schaftskonfliktberatung. Als Diskus- Entscheidung. Stattdessen verständ1g- Selbstverpflichtung der Beratungsstellen
sionsgrundlage hatte den Bischöfen der ten sıch die Bischöfe auf eın “  ‚Votum  > ZUT Gewährung VO  S Hiılfeleistungen

das mehr als eın Meinungsbild seın selen diese Zusagen verbindlich We-Bericht ihrer 1M rühjahr 998 eInge-
richteten Arbeıitsgruppe (vgl prı ollte, jedoch keine Rechtskraft aus sıch sentlich verstärkt sieht Lehmann auch
1998, 23 gedient. Miıt der Vollver- selbst besitzt. Iieses Votum un e1IN- dıe Unabhängigkeit der kırchlichen Be-
sammlung wurde der 40seıtige Bericht zelne Abstimmungsergebnisse wurden ratung un:
1U  z ffiziell veröffentlicht, nachdem unveröffentlicht dem aps übergeben. Gleichwohl verwehrte sıch der Vorsıit-
eıle schon Ure gezielte Indiskretion zende der Bischofskonferenz auch SC
ekannt gCH eın Mifsverständnıis des favorIislier-

Das Dıiılemma der Kırche bleibt ten Lösungsvorschlags: Auch mıt einem
In „exster Lesung” hatte bereıts der bestehen anderen un Beratungsschein
tändige Rat Januar über dıe bleibt das grundsätzliıche Dilemma der
Empfehlungen der Arbeitsgruppe bera- In einer ungewöhnlıch ausführlichen Kırche ungelöst, nämlıich elinerseılts den
ten SO konnte noch VOT der Vollver- Presseerklärung ZSC der bestmöglichen Weg Z Rettung
sammlung Lehmann In Om, nach e1- Vollversammlung begründete Lehmann geborener Kınder suchen muUussen

Worten, eiıne „erste Vorklärung“ beide Entscheidungen: ESs se1 nıcht 11UT un andererseıts doch WIsSsen, da{fß
eıne alG der Höflichkeit, da{is derdiesem Meinungsbild der IIözesan- Abtreibung einen unerträglichen

1SCANOTe vornehmen, besonders In Ge- aps als erster authentisch über das Er- kandal un e1n, WI1Ie In der Pastoral-
gebnis informiert werde, sondern auch konstitution des /7weıten Vatiıkanumssprächen miıt dem Präfekten der Glau:

benskongregation, aradına Joseph der Respekt gegenüber dem Amt,; das er „verabscheuungswürdiges Ver-
Ratzınger, un: Kardıinalstaatssekretär dıe Kompetenz ZUr Entscheidung habe brechen“ darstellt
Angelo Sodano Für das eıgene Selbstverständnis sEe1

entscheidend, da{fß ın den jetzt anste- Besorgt g1ing Lehmann In diesem A
eNriaC hatte Ratzınger betont, selner henden Fragen die Kollegıalıtät der sammenhang auf dıe allgemeine gesell-
Einschätzung nach sSEe1 der Bıtte des Pap- Bischöfe un das Zusammenwirken mıt schaftliche Bewußstseinslage eın Diese

dem aps 1m kirchlichen Rahmen WI1Ie habe sıch In mehrfacher Hınsıcht UuUu1l-STeSs 11ULI dann olge geleistet, WE ka-
tholische Beratungsstellen auf jegliche In der Offentlichkeit nıcht In rage gC gunsten derur des ungeborenen
Dokumente verzichteten, dıie einer stellt werden. Kındes verschlechtert. Besonders der
straffreıen Abtreibung berechtigen. In Offensichtlic aber sieht eine sroße bleibende Unrechtscharakter jeder Ab-
seinem Brief von Januar 1998 hatte enNnrner der 1SCNOTe In dem VO der treibung zugleic das Fundament des
Johannes Paul . eınerseıts gebeten, auf Arbeıtsgruppe vorgeschlagenen un fa- gesetzlichen Beratungskonzeptes In
dıe Ausstellung des bisherigen Beratungs- vorısi]ıerten „Beratungs- un Hılfeplan ” Deutschland schwinde immer mehr

AUS dem Bewußfßtsein.nachwelses In katholischen Beratungsstel- einen Lösungsweg, dem doppelten
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Ausführlich wıdmete sich auch die A schiedene Fazıt 7 weifellos musse sıch ang Denn dieser sıeht MOS da{is die
beitsgruppe der siıttenbildenden Funk- dıie Kirche höchstmögliche Klarheit Beratungsstelle nach SC der Be-
t1ıon des Strafrechtes un damıt der des Zeugn1sses mühen, allerdings diese ratung 1ne Bescheinigung ausstellt. Fın
rrage der ethischen Zulässigkeit des rage auch AdaUS der C der esell- solche Anderung se1 ZWAarTlr keiıne über-
Verzichtes auf Strafbewehrung des SC sehen. Wenn die Kırche 11UT 1m mälsige Zumutung den Gesetzgeber,
Schwangerschaftsabbruchs überhaupt. Prinzıp un: theoretisch dıe Hılfsbereit- jedoch Wwarn der Bericht nıcht 11UT

Letzterer olg abel,;, WI1e die Arbeits- SC für dıie Frauen und die ungebore- diesem un In der gegebenen politi-
SIUDDC betont, aUus der Hınwendung LECN Kınder ZAusdruck bringe, also schen Konstellatıon urife dıe Gefahr e1-
Z Beratungskonzept, das Insgesamt 1Ur In allgemeıner Form dıie otwen- MET Gesetzesänderung In ichtung e1-
eınen „Paradigmenwechsel”“ 1mM Lebens- dıgkeıit der Beratung ordere, fragten NnerTr Fristenlösung oder der völligen
schutz darstelle sıch viele e sıch denn 1M Beseltigung der Pflicht ZANUNE Beratung
DiIe Androhung eıner Strafe gerade „‚Erns der konkreten Gesellschaft“ dıe nıcht übersehen werden.
beim Lebensschutz se1 WAar eine Orde- oft erklärte Zeugnisbereitschaft realı-
LUNS der Gerechtigkeit. Dennoch ist S1€, SI1ere. Auch der Verzicht auf konkrete Für den Ausstieg der katholischen Be-

dıe Schlufßfolgerung 1m Bericht, ähe Konfliktsituationen, In denen ratungsstellen AUS der gesetzlichen
des unbedingten Lebensschutzes selbst wirklich en un Tod gehe, m1n- Pflichtberatung diskutiert dıe Arbeits-
nıcht unbedingt, sondern 1M Rahmen dert, dıe Mahnung der Arbeltsgruppe, SruDPC Z7WEel Varıanten. Im einen Fall
ihrer Eıgnung geboten. DIie staatlıchen die Glaubwürdigkeit der Kırche würde dıe Pflichtberatung als solche
Schutzvorkehrungen zugunsten des War nıcht aufgehoben, aber auf die
geborenen Kındes, dıie gew1issermalisen Nachweispflicht gegenüber dem 5zi
als Nebenwirkung unter estimmten Präsent se1n, CS Leben verzichtet. Um VO den eigenen
Bedingungen VO  _ der Strafbarkei eilner und Tod geht Schwierigkeiten mıt der gegenwärtigen
Abtreibung absehen, könnten nıcht VO gesetzlıchen egelung efreıt se1n,
vornhereıin un In jedem Fall als ach einer ausführlichen un ebenso beteiligt sich die Kıirche damaıt, der

nüchternen ethıschen Reflexion derrlaubt angesehen werden. Haupteinwand der Arbeıitsgruppe,
robleme, Ambivalenzen, aber auch au der Pflichtberatung als Schutz-
Chancen des gesetzlıchen Beratungs- instrument für das Lebensrecht UuNgSC-Analog argumentiert dıe Arbeıtsgruppe

auch für die Mitwirkung der Kırche 1m konzeptes erorter die Arbeitsgruppe borener Kinder, ohne An eın anderes
Rahmen dieses Beratungskonzeptes vıer Lösungsmodelle, dıe der doppelten oder Sal besseres Schutzinstrument
und ıbt dabel edenken, da{ßs bel Bıtte des Papstes entsprechen könnten: erhalten. Im ern würde auf diesem
allen, 1mM Bericht auch aufgeführten neben dem favorisiıerten „Beratungs- Weg das In Deutschlan geltende ecCc
Mängeln der geltenden gesetzlıchen Re- un: Hılfeplan wWwel Varıanten, dıie auf auf eine reine Fristenregelung zurück-
gelung elines nıcht übersehen werden das Ausstellen eınes Beratungsscheines 3900001

Sahnz verzichten, un eine, ach der die Ausführlicher wıdmet sıch der Berichturie DIie Beratung Ist ausdrücklich
und VO  e (Gesetzes SCnHh als Schutzin- Beratungsstellen selbst keinen era- der zweıten Ausstiegsvarıante: das Aus-
umen zugunsten des ungeborenen tungsscheın mehr ausstellen un erst scheiden kırchlicher Beratungsstellen
Lebens vorgesehen un ausgestaltet, auf Rückfrage des Arztes die erfolgte aus der Pflichtberatung nach un:

eine Abtreibung nach Möglichkeıit Beratung bestätigen. des Schwangerschaftskonfliktgeset-
verhindern. Letzteres Lösungsmodell zeigt für die DE SchKG) Ausschliefßlich soll dann

Durchgängig bemüht einen, WI1IE Arbeıtsgruppe ‚War eutlıch, da{fß nıcht nach des beraten werden.
eliner Stelle des Berichtes selbst 1G dıe Bescheinigung eın strafloser Idhieser regelt den Nnspruc auf

heißt, „ethischen Realismus“, betont Schwangerschaftsabbruch ermöglıcht Information un Beratung In Frragen
auch dıe Arbeıtsgruppe MmMeNnriTacCc Be- oder rlaubt wiırd, sondern vielmehr die der Sexualaufklärung, Verhütung un
dingtheit un: bleibende Dilemmata 1mM Entscheidung bel der Frau jeg Als SC- Familıenplanung SOWI1eE In en 1ne
kirchlichen Engagement für den Schutz rıng schätzt S1€e auch dıe Gefahr eiıner Schwangerschaft unmıttelbar oder mıiıt-
des ungeborenen Lebens S1e verweıst Verletzung der Anonymıität der ratsu- telbar berührenden Fragen, wobel die
auf gesellschaftliche Bedingungen, dıie henden Frau oder möglıchen Mifs- Annahme des Beratungsangebotes
dıie Kırche als Ausgangspunkt ihres brauch eın Eher schon problematisc nıcht verpflichtend vorgeschrieben 1st
Handelns nıcht verändern könne un sieht S1€E die mıt diesem Weg entste- olglıc. wird die Beratung auch nıcht
mahnt, das Rıngen dıie Eindeutig- en Unsicherheit für die Frau In ih- dokumentiert.
keit des kirchlichen Zeugni1sses bleibe en Konfliktsituation. Grundsätzlich befürchtet dıe Arbeiıts-
notwendig immer unabgeschlossen. Bedenklich ist für die Arbeıtsgruppe SruUDPC bel dieser Varıante allerdings,
Im abschließenden Kapıtel formulıert aber VOT allem, da{ßs dieser Weg ıne da{ß L1UT noch die Schwangeren ıne
die Arbeitsgruppe dennoch das ent- Anderung des 219 Abs StGB VCI- derartıge Beratungsstelle aufsuchen
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werden, die sıch hnehıin schon pOSItIV die Verantwortung jedes einzelnen fand dieses Modell indessen auch bel
für eın Kınd entschieden en Eın Proze{(ß$ Beteiligten, VO der Beraterın katholischen erbänden un politi-
TO1ISTLTEe1 der unsıcheren Frauen un: über die Ratsuchende bıs A Arzt, schen Parteıen. In einem T1e die

deutlicher wird.derer, die einen Abbruch ernsthaft C1- Miıtglieder des Zentralkomuitees der
wäagen, werde nıcht mehr erreicht. Auffällig oft verwelst der Bericht be1 die- deutschen Katholiken betonte dessen

SCI11 Lösungsmodell das In drel,; Ee{fW: Präsident Hans oachım eyer, das Be-
Auch die Wirkung, die eın olcher Aus- bezüglıch der auf dem Schein zıt1erten ratungsergebn1s der 1SCNOTe der
stıeg der Kırche auf das allgemeine (Jesetzestexte unterscheidenden Varı- In Einmütigkeit erfolgten Meıinungs-
Rechtsbewulfstsein en könnte, anten vorgestellt wiıird auch auf rfah- bildung auch innerhalb des Lailengre-
schätzt die Arbeıtsgruppe eher gering TUuNgeCn und empirische tudien aus der m1ıums echnung.
eın DIie Beschränkung der Beratung auf konkreten Beratungsarbeıt. Miıt deutlıi- Auch die Jräger der katholischen era-

könnte kurzfristig als aus- chem ezug auf die Diskussion der VCI- tungsstellen, der Deutsche (arıtasver-
band un der Sozlaldıenst katholischerdrucksstarkes Sıgnal un als Beıtrag ZUT Monate betont dıe Arbeıts-

Schärfung des Ööffentlichen (jew1lssens SIUDDC €e1 ausdrücklich „Wenn Frauen, begrüßten den VO  . der ehr-
verstanden werden. Längerfristig aber aller Bemühungen ıne Abtreibung C1- heııt der Bischöfe favorısiıerten LÖSUNgS-
werde der eher negatıve INAaruc ble1- folgt, bestätigt der Beratungsnachwelıls vorschlag, bedauerten jedoch das Pro-
ben, da{ßs sıch die Kırche schade sel, MNUT, da{is dıe Beratung In diesem amp zedere un den Verzicht auf ıne
eIwaAas Wirksames ZU Schutz des UNgC- unterlegen ist.  i verbindliche Entscheidung. Bıschof
borenen Lebens elsten. Lehmann, der den aps persönlıich
em monı1ert dıe Arbeıtsgruppe be1 Mehrere Dıiözesanbischöfe, unter ıhnen ber das Beratungsergebnis der Bı-
diesem Weg einen doppelten Verzicht Franz amphaus (Limburg), ermann schofskonferen: informieren wird,
auf Mitgestaltung des Lebensschutzes: Josef Spita Trıier), aul-Werner cheele rechnet vorsichtig optimıstisch DIS ZU.

SO würden Zzu einen die Stelle der (Würzburg), Franz-Josef Bode SNa- Sommer mıt eıner Entscheidung dUus

katholischen Konfliktberatungsstellen brück) und aradına. eorg Sterzinsky Rom un bekräftigte el Alle selen
andere (HELEN: die sıch nıcht e1InN- (Berlin) begründeten unterdessen Öf- In ogleicher Weilse überzeugt, da{fs bald
deut1ig WI1IeEe dıe Kırche A0 Schutz des entüulıc ihr Votum für den „Beratungs- eiıne Entscheidung getroffen werden
ungeborenen Lebens bekennen. Za und Hiılfeplan ” Breıte Unterstützung musse.
anderen begebe INan sich der Mög-
IC  eıit, auf dıe Einhaltung der ericht-
lıchen orgaben beim praktischen -
bensschutz,; auf die Gestaltung VO  S

Rıchtlinien un die faktische Umset-
ZUNg des (Gesetzes In den Bundeslän- Protestantısmus: Bündnıis VonNdern einzuwirken.

Glaube un Kultur?
Zustimmende Reaktionen AdUus

Kirche und Polıitik
Anfang März legten EKD und evangelıische Freıkırchen en Papıer ZU „Verhältnis

Eın wichtiges Argument für den era- Von Protestantiısmus und Kultur ım Jahrhundert  CC VOT. HEs ıst als Impuls für
IS- un Hılfeplan sieht die Arbeits- einen zweyHährigen Konsultationsprozejs diesem für Gegenwart WI1IE Zukunft des
SIUDDC dagegen besonders darın, da{ßs Christentums In Europa zentralen ema gedacht.
mıt ihm sowochl die „Prozeßhaftigkeit”
des Beratungsgeschehens als auch die Eın ehrge1ziges WI1Ie spannendes Pro- 111US un Kultur, der sowohl das Inner-
Integration VO Beratung un jekt hat sich die Evangelische Kırche In kırchliche espräc ber dieses ema
verdeutlicht werden. Im Hınblick auf Deutschlan mıt der Verel- voranbringen W1e Anstöfe VO  > auflßen
den Beratungsprozeifß der „Bera- aus den verschiedenen kulturellen Be-nıgung Evangelischer Freikırchen für
AS- und Hılfeplan" festzuhalten, Was die nächsten beidenea reichen aufnehmen soll

gemeınsam konkretisierten Lebens- MG Miıt der Veröffentlichung e1nes
perspektiven erarbeıtet worden ist un: Impulspapiers März un: mehre- Formal hat bel diesem uen orhaben
unterstutze den Prozeiß weıiterführen- [CI1 Auftaktveranstaltungen ıIn der letz- der Konsultationsprozefs der beiden

ten Märzwoche sTarteten die deutschender Beratung und Begleitung. Auch VCI- großen Kırchen In der Bundesrepublı
bindet dıe Arbeitsgruppe mıt diesem Protestanten eınen Konsultationspro- ZA gemeinsamen Wirtschafts- und

ze{ß ZU Verhältnis VO  ' Protestantıs-Lösungsweg dıie offnung, da{ßs auch Sozlalwort Pate gestanden, der 994 DIs
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